Klausur im allgemeinen Verwaltungsrecht für den mittleren allgemeinen Verwaltungsdienst

Sachverhalt

Elisabeth Schweigstill beantragte im Mai 1998 in der kreisfreien Stadt Chemnitz eine Gaststättenerlaubnis, die ihr auch erteilt wurde. Sie eröffnete im Juni 1998 die Erlebnisgaststätte ”Zum fleißigen Beamten”.

Anfang Januar 2000 kam es mehrfach zu Beschwerden von den Nachbarn, die in unmittelbarer Nähe der Gaststätten wohnen. Sie beklagten vor allem die Störung der Nachtruhe. Die Anwärterinnen und Anwärter der Sächsischen Verwaltungsschule würden oft um 23.00 Uhr die Gaststätte verlassen und dann lautstark auf der Straße wilde Zechlieder absingen.

Bei der Stadt Chemnitz ist der Verwaltungsangestellte Julius Angus, der im Rathaus in Zimmer 123 sein Büro hat, für solche Vorfälle zuständig. Dieser lebt seit einigen Jahren mit Elisabeth in einer Lebensgemeinschaft zusammen. Er erließ am 18. Januar 2000 einen Bescheid, in der Form eines einfachen Briefes, in dem er Elisabeth mitteilt, dass sie künftig dafür Sorge zu tragen habe, dass ihre Gäste nachts nicht mehr so laut singen sollen, andernfalls müsse er die Schließung der Gaststätte veranlassen. 

Nachdem die Gäste aber weiterhin des nächtens laut singend in die Verwaltungsschule gezogen sind, erließ Julius am 18. Februar 2000 einen Bescheid, in dem Elisabeth aufgegeben wird, die Gaststätte um 21.30 Uhr zu schließen. Zur Begründung wird angeführt, dass nur so die Nachtruhe ab 22.00 Uhr für die Nachbarn gewährleistet werden könne.

In der Rechtsbehelfsbelehrung heißt es: ”Gegen diesen Bescheid können Sie binnen eines Monats nach Zustellung Widerspruch schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Chemnitz (Adresse) in meinem Zimmer einlegen.” 

Der Bescheid wurde am 22. Februar 2000 mit Einschreiben zur Post gegeben. Der Postbedienstete konnte den Bescheid am 23. Februar 2000 nicht aushändigen, weil Elisabeth sich im Urlaub auf Malta befand. Als sie am 27. Februar 2000 aus dem Urlaub zurückkehrte, fand sie einen Benachrichtigungsschein vor, aus dem sich ergab, dass am 23. Februar 2000 ein Einschreiben nicht zugestellt werden konnte. Sie holte den Bescheid daraufhin am 1. März 2000 beim Postamt ab.

Während Elisabeths Urlaubszeit wurde die Gaststätte von ihrer Schwester Gitta geführt. Da Gitta die Hygienevorschriften für bloße Verwaltungsförmelei hält, nahm sie es mit dem Haltbarkeitsdatum verschiedener Fleisch- und Fischsorten nicht so genau. Einige Gäste beschwerten sich bloß über die verdorbenen Speisen und hatten diese nicht gegessen. Ein anderer Gast hatte allerdings verdorbene Miesmuscheln gegessen und mußte daraufhin ins Krankenhaus verbracht und ihm der Magen ausgepumpt werden. Dieser Gast beschwerte sich bei Julius in der Verwaltung.

Dieser erließ daraufhin am 4. Mai 2000 einen Bescheid, mit welchem Elisabeth unter Hinweis auf die Erkrankung des Gastes und die übrigen verdorbenen Speisen die Erlaubnis nach dem Gaststättengesetz entzogen wurde. Der Bescheid, der mit einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung versehen war, wurde Elisabeth am 6. Mai 2000 gegen Empfangsbekenntnis übermittelt. Elisabeth versah das Empfangsbekenntnis mit dem Datum vom 6. Mai 2000 und ihrer Unterschrift und gab es dem Postbediensteten wieder mit. Dieser gab es am 8. Mai 2000 bei der Gemeinde Bobritzsch ab.

Am 5. Juni 2000 legte Elisabeth gegen die Bescheide vom 18. Januar 2000 und  18. Februar 2000 und gegen den Bescheid vom 6. Mai 2000 Widerspruch bei der Stadt Chemnitz ein, da sie gerade zu einem Einkaufsbummel in Freiberg war. Sie führte an, dass sie mit den lautstarken Liedern ihrer Gäste nichts zu tun habe, schließlich würde sie nicht mitsingen. Weiterhin teilte sie mit, dass nicht sie, sondern ihre Schwester das ungenießbare Essen gekocht habe. Somit sei es nicht rechtmäßig, dass ihr die Erlaubnis für die Gaststätte entzogen worden war.

Fragen

1. Ist der Widerspruch gegen den Bescheid vom 18. Januar 2000 statthaft?

2. Ist der Widerspruch gegen den Bescheid vom 18. Februar 2000 fristgemäß erhoben?

3. Ist der Widerspruch gegen den Bescheid vom 4. Mai 2000 fristgemäß erhoben?

4. Wurden die Widersprüche bei der richtigen Behörde eingelegt?

5. Was hätte Julius vor Erlaß der Bescheide tun müssen? Wie kann ein möglicher Fehler geheilt werden? 

6. Konnte der Lebensgefährte von Elisabeth die Bescheide erlassen?

7. Welche Klage kann Elisabeth vor dem Verwaltungsgericht erheben?

Lösungshinweise

Frage 1:

Bei dem Widerspruch von Elisabeth könnte ein Anfechtungswiderspruch gemäß §§ 68 Abs. 1, 42 Abs. 1 analog VwGO statthaft sein.

Voraussetzung ist, dass der Bescheid vom 18. Februar 2000 ein Verwaltungsakt gemäß § 35 Satz 1 VwVfG ist.

Dann muß es sich um

- Eine Maßnahme

- Einer Behörde

- Auf dem Gebiet es öffentlichen Rechts

- Zur Regelung

- Eines Einzelfalls

- Mit Außenwirkung

handeln.

Eine Maßnahme ist jede Handlung, die einen Erklärungsgehalt hat. Der Bescheid weist Elisabeth darauf hin, dass ihre Gaststätte geschlossen werde, wenn das Absingen der Lieder nicht aufhöre.

Eine Behörde ist gemäß § 1 Abs. 4 VwVfG jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt. Bei der Stadtverwaltung Chemnitz handelt es sich zweifelsfrei um eine Behörde.

Die Maßnahme muß auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts getroffen werden (hoheitliche Maßnahme). Ob dies der Fall ist, richtet sich nach den allgemeinen für die Abgrenzung des öffentlichen Rechts vom Privatrecht entwickelten Kriterien.

Hier gelangen alle Abgrenzungskriterien zu dem Ergebnis, dass es sich um eine Maßnahme auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts handelt.

Eine Regelung liegt vor, wenn die Maßnahme ihrem Ausspruch nach unmittelbar auf die Herbeiführung einer Rechtsfolge gerichtet ist. Der Eintritt der Rechtsfolge muß final bezweckt sein. 

In dem Bescheid wird Elisabeth mitgeteilt, dass ihre Gaststätte geschlossen werde, wenn die Gäste nicht aufhören auf der Straße zu singen. Damit wird noch keine eigenständige Rechtsfolge gesetzt, sondern lediglich auf Wirkungen hingewiesen, die noch eintreten können.

Damit handelt es sich nicht um einen Verwaltungsakt gemäß § 35 Satz 1 VwVfG und ein Widerspruch ist nicht statthaft.

Frage 2:

Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides zu erheben, § 70 Abs. 1 VwGO.

Das setzt voraus, dass der Bescheid eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung enthält, § 58 Abs. 1 VwGO. In der Rechtsbehelfsbelehrung heißt es, dass der Widerspruch im Zimmer von Julius eingelegt werden kann. Dieser Zusatz macht die Rechtsbehelfsbelehrung falsch, da dem Bürger (Kunden) so die Möglichkeit genommen wird, überall im Rathaus Widerspruch einzulegen. Der Zusatz ist somit verwirrend.

Damit läuft nicht die Frist des § 70 Abs. 1 VwGO von einem Monat, sondern die Jahresfrist des § 58 Abs. 2 VwGO. Elisabeth hat somit am 5. Juni 2000 fristgerecht Widerspruch eingelegt.

Frage 3: Die Frist beträgt einen Monat gemäß § 70 Abs. 1 VwGO. Sie beginnt mit der Bekanntgabe. Hier wurde eine besondere Form, die Zustellung durch Empfangsbekenntnis gemäß § 5 Abs. 1 SächsVwZG gewählt.

Der Zustellzeitpunkt ergibt sich aus dem Datum der Aushändigung auf dem Empfangsbekenntnis. Die Datumsangabe ist auch dann maßgebend wenn es sich um einen Samstag oder Sonntag handelt.

Die Fristberechnung erfolgt gemäß §§ 57 Abs. 2 VwGO, 222 ff. ZPO und §§ 187 ff BGB.

Die Frist beginnt gemäß § 187 Abs. 1 BGB am 7. Mai 2000 und endet gemäß § 188 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 BGB am 6. Juni 2000.

Frage 4:

Gemäß § 70 Abs. 1 Satz 2 VwGO kann der Widerspruch zur Fristwahrung auch bei der Behörde eingelegt werden, die den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat. Das ist nach § 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 VwGO das Regierungspräsidium Chemnitz.

Frage 5:

Julius hätte Elisabeth vor Erlaß der Bescheide anhören müssen gemäß § 28 Abs. 1 VwVfG. Eine Anhörung war notwendig, weil der Entzug der Gaststättenerlaubnis einen belastenden Verwaltungsakt darstellt.

Elisabeth ist gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG Beteiligte am Verfahren.

Ein Absehen von der Anhörung gemäß § 28 Abs. 2 und 3 VwVfG kam nicht in Betracht, weil keiner der genannten Ausnahmetatbestände vorliegt.

Der somit vorliegende Anhörungsfehler ist jedoch nach § 45 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 VwVfG geheilt, wenn die Anhörung bis zum Abschluß des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens durch die Behörde nachgeholt wird.

Frage 6:

Julius konnte die Bescheide dann nicht erlassen, wenn er in dem Verfahren wegen Befangenheit ausgeschlossen wäre gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 VwVfG. Angehörige sind gemäß § 20 Abs. 5 Nr. 1 VwVfG auch die Verlobten. Allerdings stellt der Lebensgefährte Julius nicht den Verlobten von Elisabeth dar.

Frage 7:

Elisabeth kann vor dem Verwaltungsgericht Anfechtungsklage gemäß § 42 Abs. 1 VwGO erheben.

